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Drucksadie 1128 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 

(29. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über das Verwaltungs- 
verfahren der Kriegsopferversorgung 

- Drucksachen 68, zu 68 - 


A. Beridit der Abgeordneten Frau Dr. Probst: 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf wurde am 3. Dezember 1953 
nach der ersten Beratung im Plenum dem Aus- 
schuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen zur 
Behandlung überwiesen. Dieser unterzog den Ent- 
wurf einer intensiven Beratung in 15 Sitzungen. 
Er schlägt folgende Änderungen vor: 


II. Der Gesetzentwurf im einzelnen 

Zu § 1 

Der § 1 in der Fassung des Ausschußbeschlusses 
stellt gegenüber dem Regierungsentwurf klar, daß 
unter dem Begriff der Verwaltungsbehörden im 
Sinne des vorliegenden Gesetzentwurfes zu ver- 
stehen sind nur die im Gesetz über die Errichtung 
der Verwaltungsbehörden der Kriegsopferversor- 
gung vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 169) bezeich- 
neten. Sie haben die Aufgabe, das Bundesversor- 
gungsgesetz durchzuführen. 

Die nach dem Bundesversorgungsgesetz begrün- 
dete Zuständigkeit der Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung bleibt unberührt. Dieses Ge- 
setz findet keine Anwendung auf das Verwaltungs- 
verfahren zur Durchführung der §§ 25 bis 27 des 
Bundesversorgungsgesetzes. 

Zu § 2 

Im § 2 wurden die Sätze 2 und 3 im Sinne der 
Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates zusammengezogen. 

Der Ausschuß traf eine Abgrenzung zwischen 
dem § 2 und dem § 47 dahingehend, daß der § 2 
die Aufgabe hat, im Interesse der Kriegsopfer eine 
einheitliche Durchführung des materiellen Versor- 
gungsrechtes, insbesondere bei Fragen von grund- 


sätzlicher Bedeutung oder erheblicher finanzieller 
Auswirkung, zu gewährleisten. Diese Aufgabe 
liegt nach Auffassung des Ausschusses in der Zu- 
ständigkeit des Bundesminister für Arbeit. Daher 
hat der Ausschuß sich dem Beschluß des Haus- 
haltsausschusses, wonach die Einschaltung des 
Bundesministers der Finanzen gemäß dem Regie- 
rungsentwurf erhalten bleiben sollte, nicht an- 
geschlossen. 

Entsprechend ehiem Änderungsvorschlag des 
Bundes rat es, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hat, hat der Ausschuß die Streichung des § 2 Abs. 2 
beschlossen. 

Er hat an diesem Beschluß festgehalten trotz 
der gegenteiligen Stellungnahme des Haushalts- 
ausschusses, der die Beibehaltung der Fassung der 
Regierungsvorlage dem Hause empfiehlt. 

Zu § 3 

In § 3 Abs. 1 und 2 wurde die Formulierung an 
den Wortlaut des Sozialgerichtsgesetzes ange- 
glichen. 

Der Begriff „wohnt“ wurde, um die an sich 
schon große Verwaltungsarbeit nicht noch unnötig 
zu erschweren, im Sinne des Vorschlags des Bun- 
desrates dahingehend präzis-ert, daß es sich um 
einen dauernden Wohnsitz oder nicht nur vorüber- 
gehenden Aufenthalt handeln muß. 

Im Gegensatz zum Regierungsentwurf sieht die 
Ausschußfassung zu Abs. 4 eine Regelung auch für 
den Fall vor, daß Verwaltungsbehörden verschie- 
dener Länder beteiligt sind. Von der Zuständig- 
keitsverteilung innerhalb des Bundeskabinetts 
ausgehend, beschloß der Ausschuß, den Bundes- 
minister für Arbeit als die entscheidende Stelle zu 
benennen. 
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Zu Abs. 5 hat der Ausschuß sich dem Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates angeschl essen, wo- 
nach die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden 
für Personen, die ihren Wohnsitz oder nicht nur 
vorübergehenden Aufenthalt im Ausland haben, 
durch den Bundesminister für Arbeit geregelt 
wird, und zwar durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

Zu § 4 

Die im § 3 festgelegten Begriffe „Wohnsitz“ und 
„nicht nur vorübergehender Aufenthalt“ wurden 
auch in § 4 eingearbeitet. 

Als Beginn der neuen Zuständigkeit wurde der 
Zeitpunkt der Abgabe der Akten festgelegt, um 
sicherzustellen, daß die bisher zuständige Behörde 
bis dahin ihrerseits noch tätig werden muß. 

Zu § 5 

Die im § 3 Abs. 4 Satz 2 getroffene Regelung 
gilt entsprechend für § 5 Abs. 1 letzter Satz. 

Zu § 6 

Zu § 6 Abs. 2 hatte der Bundesrat vorgeschlagen, 
das Wort „zulässig“ durch das Wort „rechtswirk- 
sam“ zu ersetzen. Der Ausschuß stimmte dieser 
Änderung zu. 

Zu § 7 

In § 7 Abs. 3 des Entwurfs wurde der Hinweis, 
daß aus der Nichtbeantwortung einer Aufforderung 
der Verwaltungsbehörde im Sinne des § 7 ungün- 
stige Schlüsse für den geltend gemachten Anspruch 
gezogen werden können, gestrichen. An dessen 
Stelle tritt der Hinweis, daß im Falle der Nicht- 
beantwortung trotz Unvollständigkeit des Antrags 
nach Lage der Akten entschieden werden kann. 

Zu § 9 und § 10 

§ 9 Abs. 2 des Regierungsentwurfs hatte vor- 
gesehen, daß die Verwaltungsbehörde einen beson- 
deren Vertreter für Geschäftsunfähige oder be- 
schränkt Geschäftsfähige ohne gesetzlichen Vertre- 
ter bestellen kann, dem die gleichen Rechte wie 
einem gesetzlichen Vertreter, außer der Annahme 
von Zahlungen, zustehen sollten. Diese Bestimmung 
wurde vom Ausschuß gestrichen. 

Abs. 3 des § 9 wurde entsprechend geändert. 
§ 10 wurde gestrichen. 

Zu § 11 

§ 11 wurde den entsprechenden Bestimmungen 
des § 73 des Sozialgerichtsgesetzes angepaßt. 

Als Abs. 6 des § 11 wurde die Fassung des Abs. 3 
des Regierungsentwurfs übernommen mit der Maß- 
gabe, daß hinter dem Wort „Beistand“ die Worte 
„die nicht Rechtsanwälte sind“ eingefügt werden. 
Dadurch soll zum Ausdruck gebracht werden, daß 
Rechtsanwälte entsprechend der bereits bestehen- 
den gesetzlichen Regelung nicht als bevollmächtigte 
Beistände zurückgewiesen werden können. 


Zu § 13 

§ 13 hat insofern eine wesentliche Ausweitung 
erfahren, als die Auskunftspflicht der Ärzte gegen- 
über den Versorgungsbehörden aus dem § 20 des 
Regierungsentwurfs (Rechts- und Amtshilfe) her- 
ausgelöst und in den § 13 (Aufklärung des Sach- 
verhalts) hineingenommen wurde. 

Um dadurch nicht den § 13 zu stark auszu weiten, 
wurden die Absätze 2 und 3 in der Fassung des 
Regierungsentwurfs zu einem neuen § 13 a zusam- 
mengefaßt. Angesichts der Bedeutung, die der 
Beiziehung privatärztlicher Auskünfte und Unter- 
suchungsunterlagen sowie von Krankendokumen- 
ten der Krankenanstalten und Träger der Sozial- 
versicherung für die Aufklärung des Sachverhalts 
— sowohl im Interesse der Versorgungsverwaltung 
wie des Antragstellers — zukommt, ist eine gegen- 
über dem ursprünglichen Regierungsentwurf er- 
weiterte Regelung im neuen Abs. 2 des § 13 getrof- 
fen worden. Insbesondere kommt darin zum Aus- 
druck, daß eine solche Beiziehung nicht nur mit 
Einverständnis, sondern auch auf V/unsch des An- 
tragstellers erfolgen kann. 

Ein besonderer Hinweis wurde eingebaut, wo- 
nach die Verwaltungsbehörde für die Wahrung des 
ärztlichen Berufsgeheimnisses Sorge zu tragen hat. 

Zu § 17 

Aus gesetzestechnischen Gründen wurde der ur- 
sprüngliche § 18 des Regierungsentwurfs in die 
vom Ausschuß beschlossene abgeänderte Fassung 
zum § 17 gebracht, während die Regelung des § 17 
des Regierungsentwurfs in den § 18 eingearbeitet 
ist. 

Der neue § 17 sieht vor, daß von den Verwal- 
tungsbehörden angeordnet werden können: das 
persönliche Erscheinen des Antragstellers oder Ver- 
sorgungsberechtigten zur mündlichen Erörterung 
der gestellten Anträge, zur ärztlichen Untersuchung 
oder zur Vornahme sonstiger Feststellungen, sowie 
seine Beobachtung in einer Krankenanstalt oder 
versorgungsärztlichen Untersuchungsstelle. 

Eine wesentliche Verbesserung im Sinne des An- 
tragstellers bedeutet die neue Bestimmung, wonach 
ärztliche Untersuchungsmaßnahmen, die einer 
Operation im Sinne des § 22 des Bundesversor- 
gungsgesetzes gleichkommen, nicht ohne Zustim- 
mung des Antragstellers oder Versorgungsberech- 
tigten vorgenommen werden dürfen. 

Zu § 18 

Der § 18 stellt eine Zusammenfassung dar der 
Bestimmungen der §§13 Abs. 2, 15, 16 Abs. 1 so- 
wie § 17 Abs. 1 unter teilweiser Ausweitung durch 
den Hinweis darauf, daß über den Antrag erst 
entschieden werden darf, wenn der Antragsteller 
vorher schriftlich darauf hingewiesen worden ist, 
daß sein Verhalten nachteilige Folgen für ihn 
haben kann. 

Zu § 20 

Der neue § 20 beschränkt sich auf die Festlegung 
der Verpflichtung aller Behörden und der Träger 
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der Sozialversicherung zur Rechts- und Amtshilfe, 
sowie zur Auskunfterteilung gegenüber den Ver- 
waltungsbehörden und sonstigen Stellen der 
Kriegsopferversorgung. 

Zu § 21 

Zu § 21 wurde der Anregung des Bundesiates 
entsprochen. 

Zu § 24 

Zu § 24 ist zu sagen, daß der Ausschuß die Strei- 
chung des Hinweises auf § 62 des Bundesversor- 
gungsgesetzes für überflüssig hält, zumal im § 1 
ausdrücklich auf das Bundesversorgungsgesetz ab- 
gestellt ist. Besondere Erwähnung verdient der neu 
hinzugefügte Abs. 2 des § 24. Hiermit ist aus- 
drücklich festgestellt, daß die Bindung der Verwal- 
tungsbehörden mit der Zustellung oder dem Zu- 
gang des Bescheides eintritt. 

Zu §§ 27 bis 29 

Die §§ 27 bis 29 haben mit Rücksicht auf das in- 
zwischen ergangene Verwaltungszustellungsgesetz 
eine neue Fassung erfahren. Dabei tragen die 
§§ 28 und 29 den Besonderheiten der Versorgungs- 
verwaltung Rechnung. 

Zu § 31 

§ 31 Abs, 2 hat durch den Beschluß des Aus- 
schusses eine Abänderung dahingehend erfahren, 
daß Auskünfte im Sinne des § 13 Abs. 2 

Satz 3 und ärztliche Gutachten sowie Nebenleistun- 
gen, die von den Verwaltungsbehörden eingeholt 
werden, nach dem Bundesversorgungstarif zu ver- 
güten sind. 

Zu § 32 

§ 32 erhält lediglich eine redaktionelle Anpassung 
an die veränderte Paragraphen-Bezeichnung. 

Zu § 35 

Der § 35 hat eine straffere redaktionelle Formu- 
lierung erhalten. 

Zu § 36 

Im § 36 wurde in Satz 1 das Wort „Berechtigten“ 
durch das Wort „Beteiligten“ ersetzt. Dies bedeutet 
eine Anpassung an den Begriff „Beteiligte“ im § 8. 

Zu § 41 

Zu § 41 Abs. 1 hat der Ausschuß beschlossen, 
hinter die Worte „rechtliche Unrichtigkeit“ einzu- 
fügen: „im Zeitpunkt ihres Erlasses“. Ferner wurde 
der letzte Satz des Abs. 1 als überflüssig gestrichen. 

Zu § 42 

Die Einleitung des § 42 Abs. 1 hat durch den 
Beschluß des Ausschusses eine Klarstellung erfah- 
ren. Die im Regierungsentwurf vorgesehene Er- 
messensentscheidung wurde umgewandelt in eine 
bindende Vorschrift in bezug auf erneute Entschei- 
dung in besonderen Fällen, deren Aufzählung aus 
dem Regierungsentwurf unverändert übernommen 
wurde. 


Im Abs. 2 Nr. 2 wurde der Begriff „wegen Man- 
gels an Beweis“ ersetzt durch die Fassung „wegen 
Mangels an Beweisen“. Ferner wurde ein neuer 
Abs. 3 angefügt, der eine Klarstellung bringt in 
bezug auf die rückwirkende Zahlung von Ver- 
sorgungsbezügen bei Zugunsten-Bescheiden nach 
Abs. 1 Nr. 10. Eine Minderung oder Entziehung der 
Versorgungsbezüge tritt erst mit Ablauf des Mo- 
nats ein, der auf die Zustellung des die Änderung 
aussprechenden Bescheides folgt. 

Zu § 43 

Im § 43 Abs. 1 wurden die Fristen in bezug auf 
die Bestimmungen des § 42 verlängert. 

Zu § 45 

§ 45 Abs. 1 hat lediglich eine redaktionelle Än- 
derung erfahren. 

Zu § 47 

Bei Beratung des § 47 Abs. 2 hat sich der Aus- 
schuß dem Antrag des Bundesrates auf Streichung 
angeschlossen. Dabei ging der Ausschuß in seiner 
Mehrheit davon aus, daß in bezug auf das Wei- 
sungsrecht des Bundes hinsichtlich der wirtschaft- 
lichen Verwaltung von Haushaltsmitteln des Bun- 
des durch die Länder im Grundgesetz eine Lücke 
klaffe, die nur durch ein verfassungsänderndes 
Gesetz, nicht aber mit Hilfe der Vorschrift eines 
einfachen Bundesgesetzes geschlossen werden 
könne. 

Die Abs. 1 und 3 des Regierungsentwurfs wurden 
unverändert angenommen. 

Der Haushaltsausschuß hat dem Ausschuß für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen unter dem 
12. November 1954 in dieser Frage folgende Stel- 
lungnahme zugehen lassen: 

„Der Entwurf eines Gesetzes über das Verwal- 
tungsverfahren der Kriegsopferversorgung — 
Drucksache 68 und zu Drucksache 68 — wurde 
dem Haushaltsausschuß durch Beschluß des 
Ältestenrats des Deutschen Bundestages am 
3. September 1954 zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß hat sich mit dem Gesetzentwurf 
befaßt und zunächst die ihm von grundsätzlicher 
Bedeutung erscheinende Frage geprüft, ob die 
von dem Ausschuß für Kriegsopfer- und Heim- 
kehrerfragen beschlossene Streichung des Abs. 2 
des § 47 — Weisungsrecht hinsichtlich der wirt- 
schaftlichen Verwaltung von Bundesmitteln — 
unter haushaltsrechtlichen Gesichtspunkten ver- 
treten werden können. Dabei hat der Ausschuß 
in seiner überwiegenden Mehrheit der Auffas- 
sung des Bundesrates nicht beitreten können, der 
die Streichung des ganzen § 47 vorschlägt und in 
seiner Begründung ausführt, daß Abs. 2 dem 
Art. 84 Abs. 5 des Grundgesetzes widerspreche. 
Auch dem Beschluß des Ausschusses für Kriegs- 
opfer- und Heimkehrerfragen, aus verfassungs- 
rechtlichen Bedenken den Abs. 2 zu streichen, 
konnte er nicht zustimmen. Er schließt sich viel- 
mehr der Auffassung der Bundesregierung an, 


3 



daß die Bestimmungen des § 47 nicht im Wider- 
spruch zu Art. 84 des Grundgesetzes stehen. Ent- 
scheidend ist, daß der Bund nach Art. 120 des 
Grund gesetzas (in Verbindung mit § 1 Abs. 1 
Ziffer 8 des Ersten Überleitungsgesetzes) auf dem 
Gebiet der Kriegsopferversorgung die alleinige 
Finanzverantwortung trägt. Daher müssen ihm 
alle Befugnisse zustehen, die ihn zur Wahrneh- 
mung dieser Verantwortung befähigen. Dem 
Bund ist somit ein Mitwirkungsrecht bei der 
Verwendung der von ihm zu tragenden Haus- 
haltsmittel einzuräumen, das ein Weisungsrecht 
des Bundesministers der Finanzen und des Bun- 
desministers für Arbeit, denen nach dem Grund- 
gesetz die haushaltsrechtliche Verantwortung ge- 
genüber dem Bundestag hinsichtlich der Verwen- 
dung der Bundesmittel obliegt, einschließt, wie 
les in Abs, 2 des § 47 vorgesehen ist. Dieses ge- 
setzlich festzulegende Weisungsrecht soll neben 
den Befugnissen nach § 2 des Gesetzes auch 
gleichzeitig eine einheitliche und gleichmäßige 
Behandlung aller Kriegsopfer sichern. 

Im übrigen nimmt der Haushaltsausschuß auf 
die Begründung in der Stellungnahme der Bun- 
desregierung zu den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates Bezug, in welchem die verfassungs- 
rechtlichen Bedenken, die den Ausschuß für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen zur Strei- 
chung des Abs. 2 des § 47 bewegt haben, absolut 
schlüssig widerlegt sind. Die verfassungsrecht- 
liche Zulässigkeit der Bestimmungen des § 47 
ergibt sich insbesondere aus den Art. 65, 109, 112, 
114 und 120 des Grundgesetzes. 


Aus den gleichen Gründen hat der Haushalts- 
ausschuß dem Beschluß des Ausschusses für Kriegs- 
opfer- und Heimkehrerfragen in Abs. 1 Satz 5 
des in Beziehung zu § 47 stehenden § 2 die Worte 
„oder von erheblicher finanzieller Auswirkung 
für den Bund“ sowie die Worte „und des Bundes- 
ministers der Finanzen“ zu streichen, nicht fol- 
gen können. 

Der Haushaltsausschuß hat daher gegen 2 Stim- 
men beschlossen, dem Bundestag zu empfehlen, 
ln Abweichung von den Beschlüssen des Aus- 
schusses für Kriegopfer- und Heimkehrerfragen 
§ 2 und § 47 in der Fassung der Regierungsvor- 
lage anzunehmen.“ 

Der Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrer- 
fragen hat trotz der gegenteiligen Stellungnahme 
des Haushaltsausschusses an seinem Beschluß der 
Streichung des Abs. 2 des § 47 festgehalten. 

Zu § 48 

Der Beschluß des Ausschusses zu § 48 hat sich 
im wesentlichen angeschlossen dem Abänderungs- 
vorschlag der Bundesregierung, der eine Zustim- 
mung zu dem Vorschlag des Bundesrates bedeutet. 
Dabei wurde der letzte Satz im Abs, 2 gestrichen. 

Der Abs. 5 wurde angepaßt an das inzwischen 
ergangene Verwaltungsvollstreckungsgesetz, 

Bonn, den 12. Januar 1955 

Frau Dr. Probst 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 68 — in der aus der nachstehen- 
den Zusammenstellung ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 

Bonn, den 12. Januar 1955 


Der Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 


Petersen 

Vorsitzender 


Frau Dr. Probst 
Beriditerstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über das Verwaltungs verfahren 
der Kriegsopferversorgung 

- Drucksache 68 - 

mit den Beschlüssen des Aussdiusses für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 

(29. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über das Verwaltungs verfahren der 
Kriegsopferversorgung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

1. Zuständigkeit 

§ 1 

(1) Die Verwaltungsbehörden der Kriegs- 
Opferversorgung (Verwaltungsbehörden) sind 
für die nach dem Bundesversorgungsgesetz 
durchzuführenden Aufgaben zuständig, ins- 
besondere für 

1. Die Gewährung von Leistungen, 

2. die Anerkennung einer Gesundheits- 

störung als Folge einer Schädigung im 
Sinne des § 1 des Bundesversorgungs- 

gesetzes (Feststellung), 

3. die Rückforderung zu Unrecht empfan- 
gener Leistungen, 

Die nach dem Bundesversorgungsgesetz be- 
gründete Zuständigkeit der Krankenkassen 
der Reichsversicherung bleibt unberührt. 

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung 
auf das Verwaltungsverfahren zur Durch- 
führung der §§ 25 bis 27 des Bundesversor- 
gungsgesetzes. 


Beschlüsse des 29. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über das Verwaltungsverfahren der 
Kriegsopferversorgung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

I. Zuständigkeit 

§ ^ 

(1) Für die Durchführung des Bundesver- 
sorgungsgesetzes sind die im Gesetz über die 
Errichtung der Verwaltungsbehörden der 
Kriegsopferversorgung vom 12. März 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 169) bezeichneten Ver- 
waltungsbehörden zuständig. 


(2) Die nach dem Bundesversorgungsgesetz 
begründete Zuständigkeit der Träger der ge- 
setzlichen Krankenversicherung bleibt unbe- 
rührt. 

(3) Dieses Gesetz findet keine Anwendung 
auf das Verwaltungsverfahren zur Durch- 
führung der §§ 25 bis 27 des Bundesversor- 
gungsgesetzes. 
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Entwurf 

§ 2 

(1) Die Versorgungsämter sind zuständig 
für alle Versorgungsangelegenheiten, soweit 
durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 
Der Bundesminister für Arbeit kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechts- 
verordnung für bestimmte Versorgungsange- 
legenheiten die Zuständigkeit der Landes- 
versorgungsämter oder der obersten Landes- 
behörden begründen. Die Zuständigkeit der 
im § 2 des Gesetzes über die Errichtung der 
Verwaltungsbehörden der Kriegsopferversor- 
gung vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 169) genannten Stellen für einfache Ent- 
scheidungen aus ihrem Aufgabenbereich kann 
durch Verwaltungsanordnung bestimmt wer- 
den. Die für die Kriegsopferversorgung zu- 
ständigen obersten Landesbehörden können 
sich selbst oder den Landesversorgungsämtern 
die Zustimmung zu Entscheidungen über be- 
stimmte Versorgungsangelegenheiten Vor- 
behalten. Entscheidungen über Versorgungs- 
angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeu- 
tung oder von erheblicher finanzieller Aus- 
wirkung für den Bund bedürfen der Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit und 
des Bundesministers der Finanien. 

(2) Im Ausland durchzufiihrende Versor- 
gungsheilbehandlung von Versorgungsberech- 
tigten, die im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
wohnen^ gewährt der Bundesminister für 
Arbeit; er kann diese Aufgabe mit Zustim- 
mung der obersten Landesbehörde ganz oder 
teilweise einer Verwaltungsbehörde über- 
tragen. 

% 3 

(1) örtlich zuständig ist die Verwaltungs- 
behörde, In deren Bezirk der Antragsteller 
zur Zeit der Stellung des Antrages wohnt. 


(2) Bei Anträgen auf erstmalige Bewilli- 
gung von Versorgungsbezügen Hinterbliebe- 
ner Ist der Wohnort der Witwe oder des 
Witwers maßgebend. Ist eine Witwe oder ein 
Witwer nicht vorhanden, so ist die Verwal- 
tungsbehörde zuständig, in deren Bezirk die 
jüngste Waise im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes wohnt. Sind nur Eltern oder Groß- 
eltern vorhanden, so gilt Absatz 1. Bei ver- 
schiedenem Wohnort der Eltern- oder Groß- 


Be Schlüsse des 29. Ausschusses 

§2 

Die Versorgungsämter sind für alle Ver- 
sorgungsangelegenheiten zuständig, soweit 
durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Der 
Bundesminister für Arbeit kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung für bestimmte Versorgungsangelegen- 
helten die Zuständigkeit der Landesversor- 
gungsämter oder der obersten Landesbehör- 
den oder der im § 2 des Gesetzes über die Er- 
richtung der Verwaltungsbehörden der Kriegs- 
opferversorgung vom 12. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 169) genannten Stellen begrün- 
den. Die für die Kriegsopferversorgung zu- 
ständigen obersten Landesbehörden können 
sich selbst oder den Landesversorgungsämtern 
die Zustimmung zu Entscheidungen über be- 
stimmte Versorgungsangelegenheiten Vorbe- 
halten. Entscheidungen über Versorgungsan- 
gelegenhelten von grundsätzlicher Bedeutung 
oder von erheblicher finanzieller Auswirkung 
für den Bund bedürfen der Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit. 


§3 

(1) örtlich zuständig ist die Verwaltungs- 
behörde, In deren Bezirk der Antragsteller 
zur Zeit der Stellung des Antrages seinen 
Wohnsitz oder nicht nur vorübergehenden 
Aufenthalt hat. 

(2) Bei Anträgen Hinterbliebener auf erst- 
malige Bewilligung von Versorgungsbezügen 
ist der Wohnsitz oder nicht nur vorüberge- 
hende Aufenthalt der Witwe oder des Wit- 
wers maßgebend. Ist eine Witwe oder ein 
Witwer nicht vorhanden, so tritt an deren 
Stelle die jüngste Waise. Sind nur Eltern oder 
Großeltern vorhanden, so gilt Absatz 1; leben 
sie getrennt, so ist der Wohnsitz oder nicht 
nur vorübergehende Aufenthalt des Ehe- 


6 



Entwurf 

eiternteile gilt der Wohnort des Ehemannes 
oder geschiedenen Mannes, sofern auch dieser 
anspruchsberechtigt ist und im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes wohnt. Die Angehöri- 
gen Verschollener stehen Hinterbliebenen 
gleich. 

(3) Bedarf es eines Antrages nicht, so tritt 
an die Stelle des Zeitpunktes der Antrag- 
stellung der Zeitpunkt der Einleitung des 
Verfahrens. 

(4) Ist nach den Absätzen 1 bis 3 eine Zu- 
ständigkeit nicht begründet, so bestimmt das 
Landesversorgungsamt die zuständige Ver- 
waltungsbehörde, bei Beteiligung mehrerer 
Landesversorgungsämter eines Landes die 
zuständige oberste Landesbehörde. 


(5) Die Zuständigkeit der Verwaltungs- 
behörden für Personen, die ihren Wohnsitz 
im Ausland haben, regelt der Bundesminister 
für Arbeit im Benehmen mit den Ländern. 


§ 4 

Bel Verlegung des Wohnorts wird die Ver- 
waltungsbehörde zuständig, in deren Bezirk 
der neue Wohnort liegt. 


§ 5 

(1) Hält eine Verwaltungsbehörde eine 
andere für zuständig, so gibt sie die Sache an 
diese ab. Hält sich auch diese nicht für zu- 
ständig, so entscheidet über die Zuständig- 
keit 

1. des Versorgungsamts das beiden Ämtern 
übergeordnete Landesversorgungsamt oder, 
wenn ein solches nicht vorhanden ist, die 
oberste Landesbehörde; 

2. des Landesversorgungsamts die oberste 
Landesbehörde. 


(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn meh- 
rere Verwaltungsbehörden sich für zuständig 
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mannes oder geschiedenen Ehemannes maß- 
gebend, sofern auch dieser anspruchsberechtigt 
ist. Die Angehörigen Verschollener stehen 
Hinterbliebenen gleich. 


(3) unverändert 


(4) Ist nach den Absätzen 1 bis 3 eine Zu- 
ständigkeit nicht begründet, so bestimmt das 
Landesversorgungsamt die zuständige Verwal- 
tungsbehörde, bei Beteiligung mehrerer Landes- 
versorgungsämter eines Landes die zuständige 
oberste Landesbehörde. Sind die Verwaltungs- 
behörden verschiedener Länder beteiligt, so 
entscheidet der Bundesminister für Arbeit, 

(5) Die Zuständigkeit der Verwaltungs- 
behörden für Personen, die ihren Wohnsitz 
oder nicht nur vorübergehenden Aufenthalt 
im Ausland haben, regelt der Bundesminister 
für Arbeit durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

§4 

Bei Verlegung des Wohnsitzes oder des 
nicht nur vorübergehenden Aufenthaltes 
wird die Verwaltungsbehörde zuständig, in 
deren Bezirk der neue Wohnsitz oder nicht 
nur vorübergehende Aufenthalt liegt, sobald 
die Akten an sie abgegeben sind. 

§ 5 

(1) Hält eine Verwaltungsbehörde eine 
andere für zuständig, so gibt sie die Sache an 
diese ab. Hält sich auch diese nicht für zustän- 
dig, so entscheidet über die Zuständigkeit 

1. unve rändert 


2. unverändert 

Sind die Verwaltungsbehörden verschie- 
dener Länder beteiligt, so entscheidet der 
Bundesminister für Arbeit. 

(2) unverändert 
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erklären oder wenn die örtliche Zuständig- 
keit zweifelhaft Ist. 

IL Anträge 

§ 6 

(1) Die Anträge In Versorgungsangelegen- 
heiten sind schriftlich oder mündlich unter 
Aufnahme einer Niederschrift bei dem Ver- 
sorgungsamt zu stellen, auch wenn für die 
Entscheidung das Landesversorgungsamt zu- 
ständig ist. 

(2) Zulässig ist auch die Antragstellung bei 
einer anderen amtlichen Stelle oder einem 
Träger der Sozialversicherung im Bundes- 
gebiet oder im Lande Berlin oder bei einer 
amtlichen Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Anträge sind in solchen 
Fällen unter Benachrichtigung des Antrag- 
stellers unverzüglich an die zuständige Ver- 
waltungsbehörde abzugeben. 

§ 7 

(1) Der Antrag soll die begehrten Leistun- 
gen bezeichnen sowie die zur Begründung 
erforderlichen Tatsachen und Beweismittel 
angeben und von dem Antragsteller, seinem 
gesetzlichen Vertreter oder seinem Bevoll- 
mächtigten mit Orts- und Tagesangabe unter- 
zeichnet sein. Er soll ferner die Erklärung 
enthalten, daß ein gleichartiger Antrag bei 
einer anderen Verwaltungsbehörde nicht ge- 
stellt ist. 

(2) Die Verwaltungsbehörde hat darauf 
hinzuwirken, daß der Antragsteller sachdien- 
liche Anträge stellt, sie begründet und ge- 
gebenenfalls ergänzt. 

(3) Wird eine Aufforderung der Verwal- 
tungsbehörde zur Ergänzung des Antrags 
oder der Begründung vom Antragsteller, 
seinem . gesetzlichen Vertreter oder seinem 
Bevollmächtigten nicht beantwortet, so ist 
ihm schriftlich eine angemessene Frist mit 
dem Hinweis zu setzen, daß aus der Nicht- 
beantwortung ungünstige Schlüsse für den 
geltend gemachten Anspruch gezogen wer- 
den können. Äußert er sich nicht innerhalb 
der Frist, so ist nach Lage der Akten zu ent- 
scheiden. 
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IL Anträge 

§6 

(1) unverändert 


(2) Rechtswirksam Ist auch die Antragstel- 
lung bei einer anderen amtlichen Stelle oder 
einem Träger der Sozialversicherung im Gel- 
tungsbereiA dieses Gesetzes oder einer amt- 
lichen V ertretung der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Die Anträge sind in solchen Fällen unter 
^Benachrichtigung des Antragstellers unver- 
züglich an die zuständige Verwaltungsbehörde 
abzugeben. 

§7 

(1) Der Antrag soll die begehrten Leistun- 
gen bezeichnen sowie die zur Begründung er- 
forderlichen Tatsachen und Beweismittel an- 
geben und von dem Antragsteller, seinem 
gesetzlichen Vertreter oder seinem Bevoll- 
mächtigten mit Orts- und Tagesangabe unter- 
zeichnet sein. Er soll ferner die Erklärung ent- 
halten, daß ein gleidiartiger Antrag bei einer 
anderen Verwaltungsbehörde nicht gestellt 
worden ist. 

(2) unverändert 


(3) Wird eine Aufforderung der Verwal- 
tungsbehörde zur Ergänzung des Antrags 
oder der Begründung vom Antragsteller, 
seinem gesetzlichen Vertreter oder seinem Be- 
vollmächtigten nicht beantwortet, so ist ihm 
schriftlich eine angemessene Frist mit dem 
Hinweis zu setzen, daß im Falle der Nichtbe- 
antwortung trotz Unvollständigkeit des An- 
trags nach Lage der Akten entschieden wer- 
den kann. 
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III. Die Beteiligten und ihre Vertreter 

§ 8 

Beteiligte am Verfahren sind der Antrag- 
steller oder Versorgungsberechtigte und 
Dritte, die am Ausgang des Verfahrens ein 
berechtigtes Interesse haben und zu dem 
Verfahren zugezogen worden sind. 

§ 9 

(1) Bestehen Zweifel an der Geschäftsfähig- 
keit des Antragstellers, so ist sie von Amts 
wegen zu prüfen. Die Vertretungsbefugnis 
eines gesetzlichen Vertreters ist stets zu prüfen. 

(2) Für Geschäftsunfähige oder beschränkt 
Geschäftsfähige ohne gesetzlichen Vertreter 
ist die Bestellung eines Vormundes oder 
Pflegers zu veranlassen. Bis zu dessen Ein- 
tritt in das Verfahren kann von der Verwal- 
tungsbehörde ein besonderer Vertreter be- 
stellt ^verden^ dem die gleichen Rechte wie 
einem gesetzlichen V ertreter außer der An- 
nahme von Zahlungen zustehen. 

(3) Minderjährige, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben, können selbständig Anträge 
stellen. Macht ein Minderjähriger von dieser 
Befugnis Gebrauch, so bedarf die Zurück- 
nahme des Antrages der Zustimmung seines 
gesetzlichen oder besonderen Vertreters. 

^ 10 

Die Bestellung eines besonderen Vertre- 
ters ist auch zulässig^ wenn der Aufenthalts- 
ort des Berechtigten oder seines gesetzlichen 
Vertreters unbekannt ist. 

§ 11 

(1) Die Berechtigten können sich durch 
geschäftsfähige Bevollmächtigte vertreten 
lassen. Die Vollmacht muß schriftlich erteilt 
und zu den Akten eingereicht werden. Bel 
Ehegatten und Verwandten ersten Grades 
kann die Bevollmächtigung unterstellt 
werden. Als ärztliche Gutachter von Betei- 
ligten in Anspruch genommene Personen 
können nicht als deren Bevollmächtigte auf- 
treten. Ist ein Bevollmächtigter bestellt, so 
sind die Mitteilungen der Verwaltungs- 
behörde an ihn zu richten. Der Beteiligte 
muß das Verfahren gegen sich gelten lassen, 
auch wenn er nur mündlich Vollmacht er- 
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III. Die Beteiligten und ihre Vertreter 


§9 

(1) unverändert 


(2) Für Geschäftsunfähige oder besdiränkt 
Geschäftsfähige ohne gesetzlichen Vertreter 
ist die Bestellung eines Vormundes oder 
Pflegers zu veranlassen. 


(3) Minderjährige, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben, können selbständig Anträge 
stellen. Macht ein Minderjähriger von dieser 
Befugnis Gebraudi, so bedarf die Zurück- 
nahme des Antrages der Zustimmung seines 
gesetzlichen Vertreters. 

§ 10 

entfällt 


§ 11 

(1) Die Beteiligten können sich durch ge- 
schäftsfähige Bevollmächtigte vertreten lassen. 
Personen, die als ärztliche Gutachter für Be- 
teiligte tätig gewesen sind, können in dem 
gleichen Verfahren nicht als Bevollmächtigte 
auftreten. 

(2) Die Vollmacht ist schriftlich zu erteilen 
und zu den Akten einzureichen; sie kann audh 
zur Niederschrift der Verwaltungsbehörde 
erteilt werden. Bei Ehegatten und Verwand- 
ten in gerader Linie kann die Bevollmächti- 
gung unterstellt werden. 
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teilt oder das Verfahren ausdrücklich oder 
stillschweigend genehmigt hat. 


(2) Der Berechtigte kann mit einer ge- 
schäftsfähigen Person als Beistand erscheinen. 
Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als 
von dem Antragsteller vorgebracht, soweit 
es nicht von diesem sofort widerrufen oder 
berichtigt wird. 

(3) Bevollmächtigte und Beistände können 
aus wichtigem Grunde zurückgewiesen wer- 
den. Mit der Zurückweisung erlischt ihre 
Vertretungsmacht. Die Zurückweisung ist 
dem Auftraggeber mitzuteilen. 


§ 12 

(1) Dritte, die am Ausgang des Verfahrens 

ein berechtigtes Interesse haben, können auf 
Antrag oder von Amts wegen zum Verfah- 
ren zugezogen werden. Sie sind berechtigt, 
Ausführungen zu machen und Anträge zu 
stellen; ferner müssen sie vom Fortgang und 
Ausgang des Verfahrens in Kenntnis gesetzt 
werden. § 9 Abs. 1 und 2, 55 1 1 

gelten entsprechend. 

(2) Soweit der Bund in einem Verfahren 
ein bereditigtes Interesse geltend macht, ist 
er auf Antrag zuzuziehen. Absatz 1 Satz 2 
findet Anwendung. 

IV. Aufklärung des Sachverhalts 
§ 13 

(1) Der Sachverhalt ist von Amts wegen 
aufzuklären. Die Beteiligten sind verpflichtet, 
dabei mitzuwirken. Die Verwaltungsbehörde 
kann zur Aufklärung des Sachverhalts Er- 
mittlungen anstellen. Sie kann zu diesem 
Zweck Auskunftspersonen und Sachverstän- 
dige hören, Gutachten und amtlidie Aus- 
künfte jeder Art einholen, den Augenschein 
elnnehmen und Urkunden beschaffen oder 
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(3) Ist ein Bevollmächtigter bestellt, so sind 
die Mitteilungen der Verwaltungsbehörde an 
ihn zu richten. Der Beteiligte muß das Ver- 
fahren gegen sich gelten lassen, auch wenn er 
nur mündlich Vollmacht erteilt oder das Ver- 
fahren ausdrücklich oder stillschweigend ge- 
nehmigt hat. 

(4) Für den Umfang und die Wirkung der 
Vollmacht gelten im übrigen § 81 und §§ 84 
bis 86 der Zivilprozeßordnung entsprechend. 

(5) Der Beteiligte kann mit einer geschäfts- 
fähigen Person als Beistand erscheinen. Für 
Beistände gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 
Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als 
von dem Antragsteller vorgebracht, soweit es 
nicht von diesem sofort widerrufen oder be- 
richtigt wird, 

(6) Bevollmächtigte und Beistände, die 
nicht Rechtsanwälte sind, können aus wich- 
tigem Grunde zurückgewiesen werden. Mit 
der Zurückweisung erlischt Ihre Vertretungs- 
macht. Die Zurückweisung ist dem Auftrag- 
geber mitzuteilen. 

§ 12 

(1) Dritte, die am Ausgang des Verfahrens 
ein berechtigtes Interesse haben, können auf 
Antrag oder von Amts wegen zum Verfahren 
zugezogen werden. Sie sind berechtigt, Aus- 
führungen zu machen und Anträge zu stel- 
len; ferner sind sie vom Fortgang und Aus- 
gang des Verfahrens In Kenntnis zu setzen, 
§ 9 Abs. 1 und 2 sowie § 11 gelten ent- 
sprechend. 

(2) unverändert 


IV. Aufklärung des Sachverhalts 
§ 13 

(1) Der Sachverhalt ist von Amts wegen 
aufzuklären. Die Beteiligten sind verpflichtet, 
dabei mitzuwirken. Die Verwaltungsbehörde 
kann Auskunftspersonen und Sachverständige 
hören, Gutachten und amtliche Auskünfte 
jeder Art einholen, den Augenschein ein- 
nehmen und Urkunden beschaffen oder Ihre 
Vorlegung oder Beibringung dem Beteiligten 
aufgeben. 
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Ihre Vorlegung oder Beibringung dem Be- 
teiligten aufgeben. 

(2) Die Verwaltungsbehörde ist befugt, 
von den Auskunftspersonen die eidesstatt- 
liche Versicherung zu verlangen, daß sie nach 
bestem Wissen die reine Wahrheit gesagt 
und nichts verschwiegen haben. In gleicher 
Weise kann von den Sachverständigen die 
eidesstattliche Versicherung verlangt werden, 
daß sie das Gutachten unparteiisch und nach 
bestem Wissen erstattet haben. 

(3) Ist die Anhörung vor den zuständigen 
V er waltungsbehör den mit Schwierigkeiten 
verbunden, namentlich wegen der Entfer- 
nung des Aufenthaltsortes der zu hörenden 
Personen vom Sitz der Verwaltungsbehörde, 
so kann eine andere Verwaltungsbehörde 
und, wenn die Anhörung von dieser eben- 
falls Schwierigkeiten unterliegen würde^ eine 
andere Behörde um die Erledigung ersucht 
werden. Das gleiche gilt bei Gefahr Im Ver- 
züge. 

siehe § 20 Satz 2 


siehe § 13 Abs. 2 


siehe § 13 Abs. 3 
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siehe § 13a Abs. 1 


siehe § 13a Abs. 2 


(2) Mit Einverständnis oder auf Wunsch 
des Antragstellers oder Versorgungsberechtig- 
ten kann die Verwaltungsbehörde von öffent- 
lichen, freien gemeinnützigen und privaten 
Krankenanstalten sowie Krankenanstalten 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften und 
Trägem der Sozialversicherung Kranken- 
papiere, Aufzeichnungen, Krankengeschich- 
ten, Sektions- und Untersuchungsbefunde 
sowie Röntgenbilder zur Einsicht bei- 
ziehen. Die Verwaltungsbehörde hat für 
die Wahrung des ärztlidien Berufsgeheim- 
nisses Sorge zu tragen. Unter denselben Vor- 
aussetzungen kann die Verwaltungsbehörde 
von privaten Ärzten, die den Antragsteller 
oder Versorgungsberechtigten behandeln oder 
behandelt haben, Auskünfte einholen und 
Untersuchungsunterlagen zur Einsicht bei- 
ziehen. 

§ 13 a 

(1) Die Verwaltungsbehörde ist befugt, 
von den Auskunftspersonen die eidesstattliche 
Versicherung zu verlangen, daß sie nach 
bestem Wissen die reine Wahrheit gesagt und 
nichts verschwiegen haben. In gleicher Weise 
kann von den Sachverständigen die eidesstatt- 
liche Versicherung verlangt werden, daß sie 
das Gutachten unparteiisch und nach bestem 
Wissen erstattet haben. 

(2) Ist die Anhörung vor den zuständigen 
V erwaltungsbehörden mit Schwierigkeiten 
verbunden, namentlich wegen der Entfernung 
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des Aufenthaltsortes der zu hörenden Per- 
sonen vom Sitz der Verwaltungsbehörde, so 
kann eine andere Verwaltungsbehörde und, 
wenn die Anhörung vor dieser ebenfalls 
Schwierigkeiten unterläge, eine andere Be- 
hörde um die Erledigung ersucht werden. 
Dasselbe gilt bei Gefahr im Verzüge. 


§ 14 

(1) Leisten Auskunftspersonen oder Sach- 
verständige der Vorladung nicht Folge oder 
verweigern sie ohne Vorliegen der in den 
§§ 376, 383 bis 385, 407 und 408 der Zivil- 
prozeßordnung bezeichneten Gründe ihre 
Aussage oder die Erstattung des Gutachtens, 
so kann die für die Entscheidung zustän- 
dige Behörde das für den Wohnort der Aus- 
kunftsperson oder des Sachverständigen zu- 
ständige Sozialgericht um die Vernehmung 
ersuchen. Wohnt die Auskunftsperson oder 
der Sachverständige nicht am Sitz des Ge- 
richts, so kann auch das zuständige Amts- 
gericht um die Vernehmung ersucht werden. 

(2) Erscheint zur Herbeiführung einer 
wahrheitsgemäßen Aussage die Beeidigung 
notwendig, so kann bei einem der in Ab- 
satz 1 genannten Gerichte die eidliche Ver- 
nehmung beantragt werden. 

§ 15 

Die Angaben des Antragstellers, die sich 
auf die mit der Schädigung im Zusammen- 
hang stehenden Tatsachen beziehen, sind, 
wenn Unterlagen nicht vorhanden oder 
nicht zu beschaffen oder ohne Verschulden 
des Antragstellers oder seiner Hinterbliebe- 
nen verloren gegangen sind, der Entschei- 
dung zugrunde zu legen, soweit sie nach den 
Umständen des Falles glaubhaft erscheinen. 
Die Verwaltungsbehörde kann in besonderen 
Fällen von dem Antragsteller die eidesstatt- 
liche Versicherung verlangen, daß er bei 
seinen Angaben nach bestem Wissen die 
reine Wahrheit gesagt und nichts ver- 
schwiegen habe. 


§ 16 

(1) Soweit die Bewilligung der Versor- 
gungsbezüge von den Familien-, Vermögens- 
oder Einkommensverhältnissen des Antrag- 
stellers abhängt, hat dieser auf Verlangen der 
Verwaltungsbehörde die erforderlichen Aus- 


§ 14 


unverändert 


§ 15 


unverändert 


§ 16 

unverändert 
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künfte zu geben. Die Finanzbehörden sind 
verpflichtet, wenn der Antragsteller zu- 
stimmt, den Verwaltungsbehörden über seine 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
Auskunft zu geben. 

(2) Der Versorgungsbereditigte hat nach 
Bewilligung von Versorgungsbezügen jede 
wesentliche Änderung seiner Verhältnisse 
unverzüglich anzuzeigen. Die Verwaltungs- 
behörde, muß auf diese Verpflichtung hin- 
weisen. 

§17 

Verweigert der Antragsteller die Abgabe 
der eidesstattlichen Versicherung nach § 15 
oder die Auskunft oder die Zustimmung zur 
Erteilung der Auskunft nach § 16 Abs. 1, 
so können hieraus ungünstige Schlüsse für 
den geltend gemachten Anspruch gezogen 
werden, wenn der Antragsteller vorher 
schriftlich darauf hingewiesen worden Ist. 

§18 

(1) Das persönliche Erscheinen des Antrag- 
stellers oder Versorgungsberechtigten zur 
mündlichen Erörterung der gestellten An- 
träge, zur ärztlichen Untersuchung oder zur 
Vornahme sonstiger Feststellungen sowie 
seine Beobachtung In einer Krankenanstalt 
oder versorgungsärztlichen Untersuchungs- 
stelle können jederzeit angeordnet werden. 


(2) Wird eine solche Anordnung ohne 
triftigen Grund nicht befolgt, so können 
daraus ungünstige Schlüsse für den geltend 
gemachten Anspruch gezogen werden, wenn 
die Anordnung einen entsprechenden Hin- 
weis enthält, 

siehe § 17 
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siehe § 18 


S 17 

Das persönliche Erscheinen des Antrag- 
stellers oder Versorgungsberechtigten zur 
mündlichen Erörterung der gestellten An- 
träge, zur ärztlichen Untersuchung oder zur 
Vornahme sonstiger Feststellungen sowie 
seine Beobaditung in einer Krankenanstalt 
oder versorgungsärztlichen Untersuchungs- 
stelle können angeordnet werden. ÄrztliAe 
Untersuchungsmaßnahmen, die einer Opera- 
tion im Sinne des § 22 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes gleichkommen, dürfen 
nicht ohne Zustimmung des Antragstellers 
oder Versorgungsberechtigten vorgenommen 
werden. 


S 18 

Verweigert der Antragsteller das Einver- 
ständnis nach § 13 Abs. 2, die Abgabe der 
eidesstattlichen Versicherung nach § 15, die 
Auskunft oder die Zustimmung zur Erteilung 
der Auskunft nach § 16 Abs. 1 oder befolgt 
er eine Anordnung nach § 17 Satz 1 nicht, so 
darf über den Antrag erst entschieden wer- 
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§ 19 

Die Verwaltungsbehörden können die 
Zahlung von Versorgungsbezügen von der 
Vorlage einer Besdieinigung einer zur Füh- 
rung eines amtlichen Siegels bereditigten 
öffentlichen Behörde, Stelle oder Urkunds- 
person über persönliche Verhältnisse des 
Versorgungsberechtigten abhängig machen. 

V. Rechts- und Amtshilfe 

§ 20 

Alle Behörden und die Träger der Sozial- 
versicherung sind verpflichtet, den Verwal- 
tungsbehörden und sonstigen Stellen der 
Kriegsopferversorgung auf Ersuchen Rechts- 
und Amtshilfe zu leisten und Auskunft zu 
erteilen, öffentliche, freie gemeinnützige und 
private Krankenanstalten sowie Kranken- 
anstalten öffentlich-rechtlicher Körperschaf- 
ten, Träger der Sozialversicherung und pri- 
vate Ärzte müssen ihnen auf Verlangen 
Krankenpapiere, Aufzeichnungen, Kranken- 
gesdiichten, Sektions- und Untersuchungs- 
befunde sowie Röntgenbilder zur Einsidit 
überlassen, wenn der Antragsteller damit 
einverstanden ist, §17 gilt entsprechend, 

§ 21 

(1) Eine Behörde ist zur Vorlage von Ur- 
kunden oder Akten sowie zur Erteilung von 
Auskünften nicht verpflichtet, wenn die zu- 
ständige oberste Dienstbehörde erklärt, daß 
das Bekanntwerden des Inhalts dieser Ur- 
kunden, Akten oder Auskünfte dem Wohle 
des Bundes oder eines deutschen Landes 
Nachteile bereiten würde. 


(2) Handelt es sich dabei um Urkunden, 
Akten oder Auskünfte einer obersten Bun- 
desbehörde, so darf die Vorlage der Urkun- 
den oder Akten oder die Erteilung der Aus- 
kunft nur unterbleiben, wenn die Erklärung 
nach Absatz 1 von der Bundesregierung ab- 
gegeben wird. Die oberste Landesbehörde hat 
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den, wenn der Antragsteller vorher schrift- 
lich darauf hingewiesen worden ist, daß sein 
Verhalten nachteilige Folgen für ihn haben 
kann. 

§ 19 

unverändert 


V. Rechts- und Amtshilfe 

§20 

Alle Behörden und die Träger der Sozial- 
versicherung sind verpflichtet, den Verwal- 
tungsbehörden und sonstigen Stellen der 
Kriegsopferversorgung auf Ersuchen Rechts- 
und Amtshilfe zu leisten und Auskunft zu er- 
teilen. 

siehe % 13 Abs. 2 


§21 

(1) Eine Behörde ist zur Vorlage von 
Urkunden oder Akten sowie zur Erteilung 
von Auskünften nicht verpflichtet, wenn die 
zuständige oberste Dienstbehörde erklärt, 
daß das Bekanntwerden des Inhalts dieser Ur- 
kunden, Akten oder Auskünfte dem Wohle 
des Bundes oder eines deutschen Landes Nach- 
teile bereiten würde oder daß die Vorgänge 
nach einem Gesetz oder ihrem Wesen nach 
geheimgehalten werden müssen. 

(2) Handelt es sich dabei um Urkunden, 
Akten oder Auskünfte einer obersten Bun- 
desbehörde, so darf die Vorlage der Urkun- 
den oder Akten oder die Erteilung der Aus- 
kunft nur unterbleiben, wenn die Erklärung 
nach Absatz 1 von der Bundesregierung ab- 
gegeben wird. Die Landesregierung hat die 
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die Erklärung abzugeben, wenn diese Voraus- 
setzungen bei einer obersten Landesbehörde 
vorliegen. 

VI, Bescheid 

§ 22 

(1) Abschließende Mitteilungen der Ver- 
waltungsbehörden in der Versorgungssache 
ergehen durch Bescheid; sie sind in tatsäch- 
lidier und rechtlicher Beziehung zu begrün- 
den und schriftlich auszufertigen. 

(2) In Bescheiden über die Bewilligung 
von Versorgungsbezügen sind zugleich Be- 
trag und Beginn der Leistung festzustellen 
und die Art der Berechnung ersichtlich zu 
machen. 

§ 23 

Bescheide über Rechtsansprüche müssen 
den zulässigen Rechtsbehelf, die einzuhal- 
tende Frist, die Stelle, bei welcher der 
Rechtsbehelf anzubringen ist, und deren 
Anschrift angeben. 

§ 24 

Wird der gegen einen Verwaltungsakt ge- 
gebene Rechtsbehelf nicht oder erfolglos ein- 
gelegt, so ist der Verwaltungsakt für die Be- 
teiligten in der Sache bindend, soweit durch 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. § 62 des 
Bundesversorgungsgesetzes bleibt unberührt. 


§ 25 

Schreib- und Rechenfehler sowie ähnliche 
offenbare Unrichtigkeiten in Bescheiden sind 
jederzeit auf Antrag oder von Amts wegen 
zu berichtigen. Über die Berichtigung ent- 
scheidet die nach den §§ 2 bis 5 zuständige 
Verwaltungsbehörde. Die Verfügung, ciic 
den Bescheid berichtigt, wird auf der Ur- 
schrift und den Ausfertigungen des Bescheides 
vermerkt. 

§ 26 

Bescheide und andere Verwaltungsakte 
sind nicht deshalb unwirksam oder anfecht- 
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Erklärung abzugeben, wenn diese Voraus- 
setzungen bei einer obersten Landesbehörde 
vorliegen. 

VL Bescheid 
§ 22 

(1) unverändert 


(2) In Bescheiden über die Bewilligung von 
Versorgungsbezügen sind zugleich Betrag und 
Beginn der Leistung festzustellen und ist die 
Art der Berechnung ersichtlich zu machen. 

§ 23 

unverändert 


§ 24 

(1) Wird der gegen einen Verwaltungsakt 
gegebene Rechtsbehelf nicht oder erfolglos 
eingelegt, so ist der Verwaltungsakt für die 
Beteiligten in der Sache bindend, soweit durch 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Die Bindung der Verwaltungsbehörden 
tritt mit der Zustellung oder dem Zugang des 
Bescheides ein. 

§ 25 

unverändert 


§26 

unverändert 
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bar, weil sic von einer örtlidi unzuständigen 
Stelle ergangen sind. 

VIL Zustellung 

§ 27 

(1) Bescheide, die eine Rechtsbehelfsbeleh- 
rung enthalten, und Anordnungen oder Er- 
suchen, aus deren Nichtbefolgung ungünstige 
Schlüsse für den Empfänger gezogen werden 
können, sind zuzustellen. 

(2) Zustellungen können in jeder Form 
geschehen, die den Nachweis der erfolgten 
Zustellung und ihres Zeitpunktes ermöglicht. 
Es genügt die Aushändigung des zuzustellen- 
den Schriftstückes gegen schriftliches Emp- 
fangsbekenntnis oder die Übersendung durch 
eingeschriebenen Brief. 


{3) Bei der Zustellung durch die Post mit- 
tels eingeschriebenen Briefes gilt dieser mit 
dem dritten Tag nach der Aufgabe zur Post 
als zugestellt, es sei denn, daß das zuzustel- 
lende Schriftstück nicht oder zu einem spä- 
teren Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel 
hat die Behörde den Zugang des Schrift- 
stückes und den Zeitpunkt des Zugangs nach- 
zuweisen. 

{4) Soweit Bescheide nicht nach Absatz 1 
zugestellt werden müssen, sollen sie formlos 
übersandt werden. Absatz 3 gilt entspre- 
chend; der Zeitpunkt der Absendung Ist In 
den Akten zu vermerken. 

§ 28 

(1) Für Beteiligte, die einen gesetzlichen 
oder besonderen Vertreter haben, ist nur an 
den Vertreter zuzustellen. Betreibt ein Min- 
derjähriger, der das 16. Lebensjahr voll- 
endet hat, das Verfahren selbst, so erhält 
er gleichzeitig mit der Zustellung an seinen 
gesetzlichen Vertreter eine Abschrift des zu- 
zustellenden Schriftstückes. 

(2) Für Beteiligte, die durch einen Bevoll- 
mächtigten vertreten werden, wird nur an 
diesen zugestellt. 
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VII. Zustellung 
§27 

(1) Bescheide, die eine Rechtsbehelfsbeleh- 
rung enthalten, und Anordnungen oder Er- 
suchen, bei deren Nichtbefolgung nach Lage 
der Akten entschieden wird, sind zuzustellen. 

(2) unverändert 


(3) Im übrigen gelten für das Zustellungs- 
verfahren die Vorschriften der §§ 2 bis 15 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes vom 3. Juli 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379), soweit in 
§ 28 nichts anderes bestimmt ist. 

siehe § 2 9 


siehe § 29 


§28 

(1) Betreibt ein Minderjähriger, der das 
16. Lebensjahr vollendet hat, das Verfahren 
selbst, so erhält er gleichzeitig mit der Zustel- 
lung an seinen gesetzlichen Vertreter eine Ab- 
schrift des zuzustellenden Schriftstückes. 


(2) unverändert 
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{3) Hat ein Beteiligter mehrere Vertreter y 
so genügt die Zustellung an einen von ihnen. 
siehe § 29 Abs. 1 


§29 

(1) Wer nicht im Bundesgebiet oder im 
Lande Berlin wohnt y hat auf Verlangen 
einen Zustellungsbevollmäditlgten zu be- 
nennen. Geschieht das nicht innerhalb einer 
angemessenen Frist, so gilt das Schriftstück 
als zugestellt, sobald es zur Post gegeben ist, 
selbst wenn es als unbestellbar zurückkommt. 

(2) Ist der Aufenthalt desseny dem zuge- 
stellt werden solly unbekannt, so kann die 
Zustellung durch zweiwöchigen Aushang in 
den Geschäftsräumen der Verwaltungs- 
behörde ersetzt werden, 

siehe § 17 Abs. 3 und 4 


VIII. Kosten und Auslagen 
§ 30 

Auskunftspersonen und Sachverständige 
erhalten auf Verlangen Gebühren nach der 
Gebührenordnung für Zeugen und Sachver- 
ständige. 

§ 31 

(1) Kosten der Rechts- und Amtshilfe 
(§ 20) werden nicht erstattet. 

(2) Freien gemeinnützigen und privaten 
Krankenanstalten sowie privaten Ärzten 
werden die ihnen durch ihre Verpflichtung 
nach § 20 entstandenen notwendigen baren 
Auslagen erstattet. 
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(3) Wer seinen Wohnsitz oder nicht nur 
vorübergehenden Aufenthalt nidit im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes hat, hat auf Ver- 
langen innerhalb einer angemessenen Frist 
einen Zustellungsbevollmächtigtien zu benen- 
nen. Geschieht das nicht, so gilt das Schrift- 
stück als zugestellt, sobald es zur Post ge- 
geben ist, selbst wenn es als unbestellbar 
zurückkommt. 

siehe § 2 9 


§29 

Soweit Bescheide nicht nach § 27 Abs. 1 
zugestellt werden müssen, sollen sie formlos 
übersandt werden. Der Zeitpunkt der Ab- 
sendung ist in den Akten zu vermerken. Bei 
Übersendung durch die Post gilt ein Schrift- 
stück regelmäßig mit dem dritten Tage nach 
der Aufgabe zur Post als zugegangen. 

VIII. Kosten und Auslagen 
§ 30 

unverändert 


§31 

(1) unverändert 

(2) Freien gemeinnützigen und privaten 
Krankenanstalten sowie privaten Ärzten wer- 
den die ihnen nach § 13 Abs. 2 entstandenen 
notwendigen baren Auslagen erstattet. Aus- 
künfte im Sinne des § 13 Abs. 2 Satz 3 und 
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§ 32 

(1) Wer einer Anordnung nach §18 Folge 
leistet, erhält auf Antrag Ersatz der baren 
Auslagen und Entschädigung für entgangenen 
Arbeitsverdienst In angemessenem Umfang. 
Ist die Anordnung durA offensichtlich unzu- 
treffende Angaben veranlaßt worden, so 
kann der Ersatz abgelehnt werden. 

(2) Wer ohne Anordnung einer Verwal- 
tungsbehörde aus einem der in § 18 Abs. 1 
aufgeführten Grunde erscheint, kann auf An- 
trag Ersatz der baren Auslagen und Ent- 
schädigung für entgangenen Arbeitsverdienst 
in angemessenem Umfang erhalten, wenn die 
Notwendigkeit des Erscheinens von der Ver- 
waltungsbehörde anerkannt wird. 

§ 33 

Hat ein Beteiligter, sein Vertreter oder 
Bevollmächtigter durch Mutwillen, Ver- 
schleppungsabsicht oder Irreführung beson- 
dere Verfahrenskosten veranlaßt, so können 
sie ihm ganz oder teilweise auferlcgt werden. 

§ 34 

(1) Alle gerichtlichen und außergerichtlichen 
Beurkundungen, Urkunden, Vollmachten, 
amtlichen Bescheinigungen, Eintragungen 
und Löschungen im Grundbuch, die von der 
zuständigen Verwaltungsbehörde zur Durch- 
führung des Bundesversorgungsgesetzes und 
der zu seiner Ergänzung ergangenen Vor- 
schriften für erforderlich gehalten werden, 
sind gebührenfrei. 

(2) Die Vorschriften über die Gebühren 
und Auslagen der Notare werden hierdurch 
nicht berührt. 


IX. Akteneinsicht 
§ 35 

(1) Die Beteiligten, ihre Vertreter und ihre 
Bevollmächtigten können Einsicht in die 
Akten nehmen und sich daraus Auszüge und 
Abschriften selbst fertigen oder gegen Er- 
stattung der Kosten erteilen lassen. 
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ärztliche Gutachten sowie Nebenleistungen, 
die von den Verwaltungsbehörden angefor- 
dert werden, werden nach dem Bundesversor- 
gungstarif vergütet. 

§32 

(1) Wer einer Anordnung nach § 17 Folge 
leistet, erhält auf Antrag Ersatz der baren 
Auslagen und Entschädigung für entgangenen 
Arbeitsverdienst In angemessenem Umfang. 
Ist die Anordnung durch wissentlich falsche 
Angaben veranlaßt worden, so kann der Er- 
satz abgelehnt werden. 

(2) Wer ohne Anordnung einer Verwal- 
tungsbehörde aus einem der in § 17 auf ge- 
führten Gründe erscheint, kann auf Antrag 
Ersatz der baren Auslagen und Entschädigung 
für entgangenen Arbeitsverdienst in ange- 
messenem Umfang erhalten, wenn die Not- 
wendigkeit des Erscheinens von der Verwal- 
tungsbehörde anerkannt wird. 

§33 

unverändert 


§34 

(1) Alle gerichtlichen und außergericht- 
lichen Beurkundungen, Urkunden, Voll- 
machten, amtlichen Bescheinigungen, Ein- 
tragungen und Löschungen Im Grundbuch, 
die von der zuständigen Verwaltungsbehörde 
zur Durchführung des Bundesversorgungs- 
gesetzes und der zu seiner Ergänzung ergan- 
genen Vorschriften für erforderlich gehalten 
werden, sind kostenfrei. 

(2) unverändert 


IX. Akteneinsicht 
§35 

(1) Die Beteiligten, Ihre Vertreter und ihre 
Bevollmächtigten können auf Antrag Einsicht 
in die Akten nehmen und sich daraus Aus- 
züge und Abschriften selbst fertigen oder 
gegen Erstattung der Kosten erteilen lassen. 
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(2) Über den Antrag auf Gewährung der 
Akteneinsicht oder Erteilung von Auszügen 
oder Abschriften entsdieidet der Leiter der 
Verwaltungsbehörde, bei der sich die Akten 
befinden. Dieser kann die Befugnis weiter 
übertragen; soll der Antrag abgclehnt wer- 
den, so entscheidet er selbst. 

(3) Der Leiter der Verwaltungsbehörde 
kann aus besonderen Gründen die Einsicht in 
die Akten oder in Aktentelle sowie die Fer- 
tigung oder Erteilung von Auszügen und 
Abschriften versagen oder beschränken. 

§ 36 

Anderen Personen kann ohne Einwilligung 
des Berechtigten oder seines gesetzlichen 
Vertreters die Einsicht in die Akten nur ge- 
stattet werden, wenn ein wissenschaftliches 
Interesse an der Einsicht in die Akten be- 
steht und gewährleistet ist, daß der Berech- 
tigte dadurch keinen Nachteil erleidet. Die 
Erlaubnis zur Einsicht wird von der obersten 
Landesbehörde erteilt. 

X. Fristen 

§ 37 

(1) Richtet sich der Anfang einer Frist 
nach einem Ereignis oder Zeitpunkt, so be- 
ginnt die Frist mit dem Tage, der auf das 
Ereignis oder den Zeitpunkt folgt. 

(2) Wird eine Frist verlängert, so beginnt 
die neue mit Ablauf der alten Frist. 

§ 38 

(1) Eine nach Tagen bestimmte Frist endigt 
mit dem Ablauf ihres letzten Tages, eine 
nach Wochen oder Monaten bestimmte Frist 
mit dem Ablauf desjenigen Tages der letzten 
Woche oder des letzten Monats, der nach 
Benennung oder Zahl dem Tage entspricht, 
in den das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt. 

(2) Fehlt dem letzten Monat der ent- 
sprechende Tag, so endigt die Frist mit dem 
Monat. 

§ 39 

Fällt der für eine Erklärung oder für den 
Ablauf einer Frist gesetzte Tag auf einen 
Sonntag oder allgemeinen Feiertag, der am 
Erklärungsort staatlich anerkannt ist, so gilt 
dafür der nächstfolgende Werktag. 
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(2) Über den Antrag entscheidet der Leiter 
der Verwaltungsbehörde, bei der sich die 
Akten befinden. Dieser kann die Befugnis 
weiter übertragen; soll der Antrag abgelehnt 
werden, so entscheidet er selbst. 


(3) unverändert 


§ 36 

Anderen als den in § 35 genannten Per- 
sonen kann ohne Einwilligung des Beteiligten 
oder seines gesetzlichen Vertreters die Ein- 
sicht in die Akten nur gestattet werden, wenn 
ein wissenschaftliches Interesse an der Einsicht 
in die Akten besteht und gewährleistet ist, 
daß der Beteiligte dadurch keinen Nachteil 
erleidet. Die Erlaubnis zur Einsicht wird von 
der obersten Landesbehörde erteilt. 


X. Fristen 


(1) unverändert 


(2) Wird eine Frist verlängert, so beginnt 
die neue Frist mit Ablauf der alten. 

§38 

unverändert 


§ 39 

unverändert 
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XL Berichtigung von Bescheiden 
§ 40 

Zugunsten des Berechtigten kann die zu- 
ständige Verwaltungsbehörde jederzeit einen 
neuen Bescheid erteilen. Das Versorgungs- 
amt bedarf zur Erteilung eines neuen Be- 
scheides der Zustimmung des Landesversor- 
gungsamtes. 

§ 41 

(1) Bescheide über Rechtsansprüche können 
zuungunsten des Versorgungsberechtigten 
von der zuständigen Verwaltungsbehörde 
durch neuen Bescheid nur geändert oder auf- 
gehoben werden, wenn ihre tatsächliche und 
rechtliche Unrichtigkeit außer Zweifel steht. 
Verstöße gegen Vorschriften dieses Gesetzes 
oder die Nichtbeachtung der Vorschriften 
des Bundesversorgungsgesetzes über die An- 
meldefristen (§§ 56 bis 59 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes) rechtfertigen die Erteilung 
eines Berichtigungsbescheides nicht. § 62 des 
Bundesversorgungsgesetzes bleibt unberührt, 

(2) Das Versorgungsamt bedarf zum Erlaß 
eines Berichtigungsbescheides der Zustim- 
mung des Landes Versorgungsamtes. 

§ 42 

(1) Ein Bescheid kann auf Antrag oder von 
Amts wegen durch einen neuen Bescheid 
auch dann geändert oder aufgehoben werden, 
wenn 

1. bei der früheren Entscheidung eine Per- 
son mitgewirkt hat, die von der Mit- 
wirkung aus einem gesetzlichen Grunde 
ausgeschlossen war, sofern nicht dieses 
Hindernis durch Ablehnung oder Rechts- 
behelf ohne Erfolg geltend gemacht wor- 
den ist, 

2. ein Berechtigter in dem Verfahren nicht 
ordnungsgemäß vertreten war, sofern er 
nicht die Vertretung ausdrücklich oder 
stillschweigend genehmigt hat, 

3. Tatsachen, die für die Entscheidung von 
wesentlicher Bedeutung waren, wissentlich 
falsch angegeben oder verschwiegen wor- 
den sind, 

4. eine Urkunde, auf die sich die Entschei- 
dung stützt, fälschlich angefertigt oder 
verfälscht war. 
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XL Berichtigung von Bescheiden 
§40 

unverändert 


§ 41 

(1) Bescheide über Rechtsansprüche können 
zuungunsten des Versorgungsberechtigten von 
der zuständigen Verwaltungsbehörde durch 
neuen Bescheid nur geändert oder aufgehoben 
werden, wenn ihre tatsächliche und rechtliche 
Unrichtigkeit im Zeitpunkt ihres Erlasses 
außer Zweifel steht. Verstöße gegen Vor- 
schriften dieses Gesetzes sowie die Nicht- 
beachtung der Vorschriften des Bundesversor- 
gungsgesetzes über die Anmeldefristen (§§ 56 
bis 59 des Bundesversorgungsgesetzes) recht- 
fertigen nicht die Erteilung eines Berich- 
tigungsbescheides. 

(2) unverändert 


§42 

(1) Die Verwaltungsbehörde hat auf An- 
trag oder von Amts wegen erneut zu ent- 
scheiden, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unver ände rt 
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5. durch Beeidigung eines Zeugnisses oder 
Gutachtens, auf das sich die Entscheidung 
stützt, der Zeuge oder Sachverständige 
vorsätzlich oder fahrlässig die Eidespflicht 
verletzt hat, 

6. die Entscheidung durch eine mit gericht- 
licher Strafe bedrohte Handlung er- 
wirkt worden ist, 

7. bei der Entscheidung eine Person mit- 
gewirkt hat, die dabei ihre Amtspflichten 
gegen den Berechtigten verletzt hat, so- 
fern diese Verletzung mit gerichtlicher 
Strafe bedroht ist, 

8. das Urteil eines ordentlichen Gerichts, 
auf das sich die Entscheidung stützt, durch 
ein anderes rechtskräftig gewordenes Ur- 
teil aufgehoben worden Ist, 

9. nachträglich eine zur Zeit der Entschei- 
dung bereits vorhandene Urkunde, die 
eine andere Entscheidung herbeigeführt 
haben würde, gefunden wird oder ver- 
wertet werden kann, 

10. das Bundessozialgericht In einer Ent- 
scheidung von grundsätzlicher Bedeutung 
nachträglich eine andere Rechtsauffassung 
vertritt als der Entscheidung zugrunde 
gelegen hat. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 
bis 7 ist die Erteilung des neuen Bescheides 
weiter davon abhängig, daß 

1. wegen der strafbaren Handlung eine 
rechtskräftige straf gerichtliche Verurtei- 
lung ergangen ist oder 

2. ein gerichtliches Strafverfahren aus an- 
deren Gründen als wegen Mangels an Be- 
weis nicht eingeleitet oder durchgeführt 
werden konnte. 


§ 43 

(1) Der Antrag nach § 42 ist binnen eines 
Monati, bei Aufenthalt außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes binnen dreier 
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5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 
bis 7 ist die Erteilung des neuen Bescheides 
weiter davon abhängig, daß 

1. unverändert 


2. ein gerichtliches Strafverfahren aus an- 
deren Gründen als wegen Mangels an Be- 
weisen nicht eingeleitet oder durchgeführt 
werden konnte. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 10 hat 
eine Gewährung oder Erhöhung der Ver- 
sorgungsbezüge Rückwirkung, längstens je- 
doch bis zu vier Jahren vom Ablauf des 
Monats der Zustellung des Bescheides an; eine 
Minderung oder Entziehung der Versorgungs- 
bezüge tritt erst mit Ablauf des Monats ein, 
der auf die Zustellung des die Änderung aus- 
sprechenden Bescheides folgt. 

§43 

(1) Der Antrag nach § 42 ist innerhalb 
einer Frist von drei Monaten, bei Aufenthalt 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
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Monate zu stellen. Bei den Verfahren von 
Amts wegen hat die Verwaltungsbehörde 
innerhalb eines Monats die erneute Prüfung 
einzuleiten. 

(2) Die Frist beginnt mit der Kenntnis 
des Anfechtungsgrundes. Der Antrag und die 
erneute Prüfung von Amts wegen sind nach 
Ablauf von fünf Jahren vom Tage der Ent- 
scheidung an nicht mehr zulässig. 

(3) Absatz 2 gilt nicht, wenn der Antrag 
wegen mangelnder Vertretung gestellt wird. 
Die Frist beginnt In diesem Fall mit dem 
Tage, an dem die Entscheidung dem Berech- 
tigten oder, wenn dieser nicht fähig war, das 
Verfahren selbst zu betreiben, seinem gesetz- 
lichen Vertreter zugestellt worden ist. 

(4) Der Antrag ist an die Verwaltungs- 
behörde zu richten, welche die Entscheidung 
erlassen hat. § 6 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 44 

Über den Antrag entscheidet die Verwal- 
tungsbehörde, weldie die Entscheidung er- 
lassen hat. Ist diese nicht mehr vorhanden 
oder nicht mehr zuständig, so richtet sich die 
Zuständigkeit nach den §§ 2 bis 5. 

XII. Amtsverschwiegenheit und Aus- 
schließung von der Mitwirkung in Ver- 
sorgungssachen 

§ 45 

(1) Personen, die bei den Verwaltungs- 
behörden und den sonstigen Stellen der 
Kriegsopferversorgung tätig sind, haben 
über die ihnen bei ihrer dienstlichen Tätig- 
keit bekanntgewordenen Angelegenheiten, 
deren Geheimhaltung ihrer Natur nach er- 
forderlich oder dienstlich vorgeschrieben ist, 
Verschwiegenheit zu bewahren. Zu diesen 
Angelegenheiten gehören insbesondere die 
gesundheitlichen, wirtschaftlichen und Fa- 
milienverhältnisse der Beteiligten, in Hinter- 
bliebenenangelegenheiten audi des Verstor- 
benen. Die Verpflichtung bleibt auch nach 
dem Ausscheiden aus dem Dienst bestehen. 

(2) Wer den Vorschriften des Absatzes 1 
unbefugt zuwiderhandelt, wird mit Geld- 
strafe oder mit Gefängnis bis zu drei Mo- 
naten bestraft, soweit nicht nach den all- 
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setzes innerhalb einer Frist von sechs Monaten 
zu stellen. Bei den Verfahren von Amts 
wegen hat die Verwaltungsbehörde innerhalb 
einer Frist von drei Monaten die erneute 
Prüfung einzuleiten. 

(2) unverändert 


(3) unverän dert 


(4) unverändert 

§ 44 

unverändert 


XII. Amtsverschwiegenheit und Aus- 
schließung von der Mitwirkung in Ver- 
sorgungssachen 

§45 

(1) Wer bei den Verwaltungsbehörden 
oder den sonstigen Stellen der Kriegsopfer- 
versorgung tätig ist, hat über die ihm bei 
seiner dienstlichen Tätigkeit bekanntgewor- 
denen Angelegenheiten, deren Geheimhaltung 
ihrer Natur nach erforderlich oder dienst- 
lich vorgeschrieben ist, Verschwiegenheit zu 
bewahren. Zu diesen Angelegenheiten ge- 
hören insbesondere die gesundheitlichen, wirt- 
schaftlichen und Familienverhältnisse der Be- 
teiligten, in Hinterbliebenenangelegenhelten 
auch des Verstorbenen. Die Verpflichtung 
bleibt auch nach dem Ausscheiden aus dem 
Dienst bestehen. 

(2) Wer den Vorschriften des Absatzes 1 
unbefugt zuwiderhandelt, wird mit Geld- 
strafe oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
bestraft, soweit nicht nach den allgemeinen 
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gemeinen Strafgesetzen eine härtere Strafe 
verwirkt ist. Die Verfolgung tritt nur auf 
Antrag der Dlenstaufsiditsbenörde oder des- 
jenigen ein, der ein berechtigtes Interesse hat. 

§ 46 

(1) Von der Mitwirkung in Versorgungs- 
sachen ist ausgeschlossen: 

1. wer in der Sache selbst Beteiligter ist, 

2. wer einem Beteiligten ersatzpflichtig ist, 

3. wer mit einem Beteiligten verheiratet ist 
oder gewesen ist, 

4. wer mit einem Beteiligten In gerader Linie 
verwandt oder verschwägert oder durdi 
Annahme an Kindes Statt verbunden oder 
in der Seitenlinie bis zum dritten Grade 
verwandt oder bis zum zweiten Grade ver- 
schwägert Ist, auch wenn die Ehe, durdi 
welche die Schwägerschaft begründet ist, 
nicht mehr besteht, 

5. wer In der Sache als Bevollmächtigter oder 
Beistand eines Beteiligten zugezogen oder 
als ihr gesetzlicher Vertreter aufzutreten 
berechtigt Ist oder gewesen Ist, 

6. wer In der Sache als Auskunftsperson oder 
Sachverständiger vernommen oder tätig 
geworden ist. 

(2) Ist der Antragsteller oder Versorgungs- 
berechtigte bei einer Verwaltungsbehörde 
oder sonstigen Stelle der Kriegsopferversor- 
gung beschäftigt, so ist diese von der vor- 
bereitenden Bearbeitung und Entscheidung 
des Versorgungsfalles ausgeschlossen. In die- 
sem Falle tritt an die Stelle der ausgeschlos- 
senen Behörde die von der übergeordneten 
Verwaltungsbehörde bestimmte Behörde 
gleicher Ordnung. Ist eine Verwaltungs- 
behörde gleicher Ordnung nicht vorhanden, 
so Ist die übergeordnete Verwaltungs- 
behörde selbst zuständig. 

XIIL Sonstige Vorschriften 
§ 47 

(1) Soweit die Länder Teile des Bundes- 
haushaltsplanes ausführen oder zur Erfüllung 
bestimmter Zwecke Bundesmittel erhalten 
oder Bundesvermögen oder Bundesmittel ver- 
walten, gelten die Vorschriften über das Haus- 
haltsrecht des Bundes. Die zuständigen ober- 
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Strafgesetzen eine härtere Strafe verwirkt ist. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der 
Dienstaufsichtsbehörde oder desjenigen ein, 
der ein berechtigtes Interesse an der Strafver- 
folgung hat. 

§ 46 

unverändert 


XIIL Sonstige Vorschriften 
§47 

(1) unverändert 


23 



Entwurf 

stcn Bundesbehörden können die ihnen zu- 
stchenden Befugnisse und Aufgaben den zu- 
ständigen obersten Landesbehörden ganz 
oder teilweise übertragen. 

(2) Soweit die Länder auf dem Gebiet der 
Kriegsop ferversorgung Haushaltsmittel des 
Bundes für dessen Rechnung verwalten, sind 
die zuständigen obersten Landesbehörden 
hinsichtlich der wirtschaftlichen Verwaltung 
dieser Mittel an die Weisungen der obersten 
Bundesbehörden gebunden. Der Vollzug der 
Weisungen ist durch die obersten Landes- 
behörden sicherzustellen, 

(3) Die Befugnisse und Aufgaben des Bun- 
desrechnungshofes bleiben unberührt. 

§ 48 

(1) Zu Unrecht empfangene Versorgungs- 
leistungen sind zurückzuerstatten. Die Ver- 
waltungsbehörde kann von der Rückforde- 
rung absehen, wenn diese eine besondere 
Härte für den Versorgungsberechtigten be- 
deutet oder wenn daraus in unverhältnis- 
mäßigem Umfang Kosten oder Verwaltungs- 
aufwand entstehen. Der Einwand der nidit 
mehr vorhandenen Bereicherung ist ausge- 
schlossen. 
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(2) entfällt 


(3) unverändert 


§48 

(1) Zu Unrecht empfangene Leistungen 
sind zurückzuerstatten, soweit im folgenden 
nichts anderes bestimmt ist. Der Einwand der 
nicht mehr vorhandenen Bereicherung ist aus- 
geschlossen. 


(2) Soweit die Überzahlung auf einer 
wesentlichen Änderung der Verhältnisse be- 
ruht, kann der zu Unrecht gezahlte Betrag 
nur zurückgefordert werden, wenn der 
Empfänger wußte oder wissen mußte, daß 
ihm die gezahlten Versorgungsbezüge im 
Zeitpunkt der Zahlung nicht oder nicht in 
der bisherigen Höhe zustanden, oder wenn 
die Rückforderung wegen der wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Empfängers vertretbar ist. 

(3) Wird ein Bescheid nach § 41 oder § 42 
beriditigt, so ist die Rückforderung der ge- 
währten Leistungen ausgeschlossen. Dies gilt 
nicht, 

1. wenn die Unrichtigkeit darauf beruht, daß 
der Empfänger Tatsachen, die für die Ent- 
scheidung von wesentlicher Bedeutung ge- 
wesen sind, wissentlich falsch angegeben 
oder verschwiegen hat, oder wenn er beim 
Empfang der Bezüge gewußt hat, daß sie 
ihm nicht oder nidit in dieser Höhe zu- 
standen, 

2. wenn der Empfänger den Verfahrensman- 
gel kannte oder, wenn er ihn vorsätzlich 
herbeigeführt hat. 
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(2) Zu Unrecht empfangene Versorgungs- 
leistungen, zurückzuzahlende Kapitalabfin- 
dungen sowie Kosten werden nach den 
landesrechtlichen Vorschriften über die Voll- 
streckung öffentlich-rechtlicher Geldforde- 
rungen beigetrieben. Sie können auch von 
laufenden Versorgungsbezügen oder von 
einer Witwenabfindung nach § 44 BVG ein- 
behalten werden. 

(3) Die Grundsätze des § 67 der Reichs- 
wirtsdiaftsbestimmungen sind entsprechend 
anzuwenden. 

§ 49 

Die Entscheidung über die Rückzahlung 
einer Kapitalabfindung ist auch für das Ver- 
fahren auf Befriedigung aus einer für den 
Rückzahlungsanspruch bestellten Sicherungs- 
hypothek bindend. 


XIV. Schluß- und Übergangsvorsdiriften 
§ 50 

§§41 und 42 gelten auch für Entscheidun- 
gen der Beschwerdeausschüsse nach § 20 der 
Sozialversicherungsdirektive Nr. 27. 

§ 51 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittem Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Lande Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesctzes. 

(2) §§41 und 42 gelten auch für Entschei- 
dungen des Einspruchsausschusses beim 
Landesversorgungsamt Berlin. 
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(4) Von der Rückforderung kann abge- 
sehen werden, wenn sie eine besondere Härte 
für den Versorgungsberechtigten bedeutet 
oder wenn daraus in unverhältnismäßigem 
Umfang Kosten oder Verwaltungsaufwand 
entstehen. 

(5) Zu Unrecht empfangene Versorgungs- 
leistungen, zurückzuzahlende Kapitalabfin- 
dungen sowie Kosten können von laufenden 
Versorgungsbezügen oder von einer Witwen- 
abfindung nach § 44 des Bundesversorgungs- 
gesetzes einbehalten werden. Für ihre Bei- 
treibung gelten die Vorschriften des Verwal- 
tungsvollstreckungsgesetzes vom 27. April 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) entsprechend; 
das Land bestimmt die Vollstreckungsbehörde. 

(6) Die Grundsätze des § 67 der Reichs- 
wirtschaftsbestimmungen sind entsprechend 
anzuwenden. 

§ 49 

unverändert 


XIV. Schluß- und Übergangsvorschriften 
§ 50 

Die §§41 und 42 gelten auch für Entschei- 
dungen der Beschwerdeausschüsse nach § 20 
der Sozialversicherungsdirektive Nr. 27. 

§ 51 

(1) Dieses Gesetz^ gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund der in diesem Gesetz enthal- 
tenen Ermächtigung erlassen werden, gelten 
im Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

(2) Die §§41 und 42 gelten auch für Ent- 
scheidungen des Einspruchsausschusses beim 
Landesversorgungsamt Berlin. 
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§ 32 

(1) Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

(2) Mit dem gleichen Zeitpunkt treten die 
nach § 84 Abs. 3 des Bundesversorgungs- 
gesetzes aufrechterhaltenen Vorschriften über 
das Verwaltungsverfahren außer Kraft, ins- 
besondere die das Verwaltungsverfahrcn be- 
treffenden Bestimmungen 

1. der in § 84 Abs. 2 des Bundesversorgungs- 
gesetzes genannten Gesetze und Verord- 
nungen, 

2. des Gesetzes über das Verfahren in Versor- 
gungssachen vom 10. Januar 1922 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. No- 
vember 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1113), 

3. des Badischen Landesgesetzes über das Ver- 
fahren in Versorgungssachen vom 15. Marz 
1950 (Badisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 156) 

sowie die zu ihrer Durchführung, Ergänzung 
und Änderung ergangenen Vorschriften. 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
tritt § 79 des Bundesversorgungsgesetzes 
außer Kraft. 

(4) Soweit in anderen gesetzlichen und 
sonstigen Bestimmungen auf die aufgehobe- 
nen Vorschriften verwiesen ist, treten die 
entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes 
an ihre Stelle. 
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§32 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1955 
in Kraft. 

(2) Zum selben Zeitpunkt treten die nach 
§ 84 Abs. 3 des Bundesversorgungsgesetzes 
aufrechterhaltenen Vorschriften über das Ver- 
waltungsverfahren außer Kraft, insbesondere 
die das Verwaltungsverfahren betreffenden 
Bestimmungen 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


sowie die zu ihrer Durchführung, Ergänzung 
und Änderung ergangenen Vorschriften, 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 53 § 53 

In den am Tage des Inkrafttretens dieses unverändert 

Gesetzes anhängigen Sachen sind für das 
weitere Verfahren die Vorschriften dieses 
Gesetzes maßgebend. 
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